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Antrag 
 
 
der Fraktion der AfD 
 
 
 
Den verdrängten Opfern ein Gesicht geben - Ideologisch motivierte Strafrechtsauswei-
tung verhindern 
 
 
I. Ausgangslage 

 
Der Schutz der körperlichen Unversehrtheit und der sexuellen Selbstbestimmung gehört zu 
den vornehmsten Aufgaben des Strafrechts. Gerade deshalb ist es geboten, die zentralen 
Begriffe des Strafrechts mit größter Sorgfalt zu behandeln. Wer schwerste Gewaltverbrechen 
begrifflich entgrenzt, relativiert am Ende das Leid der tatsächlichen Opfer. 
 
Vor diesem Hintergrund ist die aktuelle juristische und politische Debatte über die Einführung 
neuer Straftatbestände gegen sogenannte digitale Gewalt mit größter Skepsis zu betrachten.  
 
Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat am 17. April 2026 einen 
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung des zivilrechtlichen und strafrechtlichen 
Schutzes vor digitaler Gewalt vorgelegt. Ziel des Entwurfs ist es, Strafbarkeitslücken zu schlie-
ßen, insbesondere bei pornografischen Deepfakes, digitalem Voyeurismus und unbefugter di-
gitaler Überwachung; daneben sollen Betroffene zivilrechtlich leichter gegen anonyme Täter 
vorgehen und auch Accountsperren erreichen können.1 
 
Der Referentenentwurf sieht dazu insbesondere drei neue oder erweiterte strafrechtliche Re-
gelungskomplexe vor: eine Ausweitung des § 184k StGB auf weitere Formen bildbasierter se-
xualisierter Darstellungen, einen neuen § 201b StGB für persönlichkeitsverletzende täu-
schende Inhalte wie Deepfakes sowie einen neuen § 202e StGB gegen unbefugtes digitales 
Tracken und Ausspionieren. Zusätzlich enthält der Entwurf einen zivilrechtlichen Teil mit ge-
richtlichem Auskunftsverfahren, Beweissicherung, Accountsperren und einer Verknüpfung mit 
der geplanten Speicherung von IP-Adressen.2 
 
Was von der Bundesregierung als Schließen von Lücken bezeichnet wird, erscheint bei nähe-
rer Betrachtung jedoch vielfach als politisch motivierte Ausweitung des Strafrechts, als begriff-
liche Verwässerung des Gewaltbegriffs und als Einfallstor für Eingriffe in die Meinungsfreiheit. 
  

 
1 Vgl. https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/RefE/RefE_GgdG.html, zuletzt abgerufen 
am 21.04.2026 um 08:10 Uhr. 
2 Vgl. https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/gesetzentwurf-hubig-digitale-gewalt-account-sperren-ip-vorratsda-
tenspeicherung, zuletzt abgerufen am 22.04.2026 um 18:45 Uhr. 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/RefE/RefE_GgdG.html
https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/gesetzentwurf-hubig-digitale-gewalt-account-sperren-ip-vorratsdatenspeicherung
https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/gesetzentwurf-hubig-digitale-gewalt-account-sperren-ip-vorratsdatenspeicherung
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1. Keine neuen Straftatbestände erforderlich 
 

Der Entwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz soll insbesondere 
pornografische Deepfakes, digitalen Voyeurismus und unbefugtes digitales Tracken straf-
rechtlich erfassen. Dabei entsteht der Eindruck, es bestehe im geltenden Strafrecht eine gra-
vierende Schutzlücke. Dies ist unzutreffend. 
 
Schon heute hält das geltende Recht eine Vielzahl einschlägiger Normen bereit, um die in 
Rede stehenden Verhaltensweisen wirksam zu erfassen und zu sanktionieren. Je nach Sach-
verhalt kommen insbesondere § 177 StGB (sexueller Übergriff; sexuelle Nötigung; Vergewal-
tigung), § 241 StGB (Bedrohung), §§ 185 ff. StGB (Beleidigungsdelikte), § 238 StGB (Nach-
stellung) sowie § 201a StGB (Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch Bild-
aufnahmen) in Betracht. Hinzu treten zivilrechtliche Unterlassungs- und Schadensersatzan-
sprüche sowie spezialgesetzliche Regelungen, etwa nach dem Kunsturhebergesetz und dem 
Datenschutzrecht. Es mangelt daher nicht an Strafnormen, sondern allenfalls an konsequenter 
Anwendung und effektiver Durchsetzung bestehenden Rechts. 
 
Bemerkenswert ist dabei, dass selbst das damals FDP-geführte Bundesministerium der Justiz 
in der vergangenen Legislaturperiode noch die Auffassung vertrat, dass das geltende Recht 
bereits ausreichende Strafmöglichkeiten biete.3 Erst unter dem Eindruck medialer Kampagnen 
und politischer Symboldebatten erfolgte ein Kurswechsel. 
 
In der strafrechtswissenschaftlichen Literatur wird zwar teilweise anerkannt, dass technische 
Entwicklungen wie Deepfakes neue Fallgestaltungen schaffen. Daraus folgt jedoch nicht 
zwangsläufig die Notwendigkeit neuer Straftatbestände. Vielmehr wird darauf hingewiesen, 
dass vorschnell geschaffene Spezialnormen zu Wertungswidersprüchen, Überkriminalisierung 
und neuen Abgrenzungsschwierigkeiten führen können. Statt eines kohärenten Schutzkon-
zeptes droht ein unübersichtlicher Flickenteppich strafrechtlicher Sonderregelungen.4 
 
Es ist deshalb festzustellen: In erster Linie fehlt es nicht an immer neuen Strafnormen, sondern 
an konsequenter Anwendung des geltenden Rechts, an effektiver Strafverfolgung und an 
rechtsstaatlich praktikablen Instrumenten. 
 
2. Der strafrechtliche Gewaltbegriff darf nicht pervertiert werden 

 
Besonders bedenklich ist die politische Tendenz, immer mehr digitale Phänomene unter den 
Begriff Gewalt zu fassen. In der öffentlichen Debatte um den Referentenentwurf wurde etwa 
vertreten, auch Deepfakes seien Gewalt, und die Justizministerin stellte digitale Gewalt aus-
drücklich neben sexuelle und häusliche Gewalt.5 
 
Gerade im Strafrecht darf jedoch nicht mit beliebig dehnbaren und ideologisch aufgeladenen 
Schlagworten gearbeitet werden. Der strafrechtliche Gewaltbegriff ist dogmatisch klar kontu-
riert und nicht mit jeder als verletzend oder übergriffig empfundenen Handlung im Internet 
gleichzusetzen. Eine begriffliche Entgrenzung mag politisch eingängig sein, untergräbt aber 

 
3 Vgl. https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/deepfakes-strafbarkeit-schutzluecke-stgb-vorbild-italien-meloni, 
zuletzt abgerufen am 23.04.2026 um 10:00 Uhr.  
4 Vgl. https://kripoz.de/2025/12/01/strafrechtlicher-persoenlichkeitsschutz-vor-deepfakes/, zuletzt abgerufen am 
23.04.2026 um 10:05 Uhr.  
5 Vgl. https://www.welt.de/politik/deutschland/article69c4136e6056ad01fe9288db/gewalt-an-frauen-kein-taeter-
soll-sich-sicher-fuehlen-hubig-stellt-gesetz-gegen-digitale-sexualisierte-gewalt-vor.html, zuletzt abgerufen am 
21.04.2026 um 08:40 Uhr.  

https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/deepfakes-strafbarkeit-schutzluecke-stgb-vorbild-italien-meloni
https://kripoz.de/2025/12/01/strafrechtlicher-persoenlichkeitsschutz-vor-deepfakes/
https://www.welt.de/politik/deutschland/article69c4136e6056ad01fe9288db/gewalt-an-frauen-kein-taeter-soll-sich-sicher-fuehlen-hubig-stellt-gesetz-gegen-digitale-sexualisierte-gewalt-vor.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/article69c4136e6056ad01fe9288db/gewalt-an-frauen-kein-taeter-soll-sich-sicher-fuehlen-hubig-stellt-gesetz-gegen-digitale-sexualisierte-gewalt-vor.html
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die Trennschärfe der Rechtsordnung und erschwert die Abgrenzung insbesondere im Bereich 
der Nötigung gem. § 240 StGB.6 
 
Daraus folgt: Digitale Gewalt ist kein sauber konturierter strafrechtlicher Begriff, sondern ein 
politischer Sammelbegriff. Das Strafrecht darf nicht zum Vehikel einer ideologischen Sprach-
politik werden. Gerade weil digitale Ehrverletzungen, Bedrohungen und Persönlichkeitsrechts-
verletzungen ernst zu nehmen sind, darf das Strafrecht nicht durch ideologische Schlagworte 
entgrenzt werden. Den Opfern realer Gewalt ist nicht geholfen, wenn der Staat alles zu Gewalt 
erklärt und damit die Unterschiede zwischen physischer Gewalt, sexueller Nötigung, Verge-
waltigung, Bedrohung, Beleidigung und digitalen Ehrverletzungen verwischt. 
 
3. Neue Straftatbestände drohen eine massive Ausdehnung der Strafbarkeit herbeizu-

führen 
 

In der juristischen Fachöffentlichkeit ist der strafrechtliche Teil des Referentenentwurfs erheb-
lich umstritten. Der Deutsche Anwaltverein (DAV) hält Teile der Pläne für eine „massive Aus-
dehnung der Strafbarkeit“ und wirft dem Entwurf vor, „übers Ziel hinaus“ zu schießen.7 
 
Konkret kritisiert der Deutsche Anwaltverein, dass bereits das bloße Herstellen bestimmter 
Deepfake-Inhalte strafbar werden solle und nicht erst deren Verbreitung. Schon der bloße Ver-
dacht einer Herstellung kann weitreichende Ermittlungsmaßnahmen wie Durchsuchungen und 
Beschlagnahmen nach sich ziehen. Damit wird die Schwelle staatlicher Eingriffe deutlich ab-
gesenkt. 
 
Ferner beanstandet der DAV die geplante Erweiterung der Strafbarkeit auf Aufnahmen beklei-
deter Körperstellen „in sexuell bestimmter Weise“. Dieses Merkmal ist in hohem Maße unbe-
stimmt und eröffnet erhebliche Auslegungsspielräume. Es droht eine kaum praktikabel ein-
grenzbare Ausweitung der Strafbarkeit.8 
 
Damit ist ein zentraler rechtsstaatlicher Einwand benannt: Wenn Strafbarkeit an unklare innere 
Absichten, mutmaßliche Motivlagen oder schwer fassbare Kategorien anknüpft, drohen 
Rechtsunsicherheit, Überkriminalisierung und eine Verlagerung strafrechtlicher Grenzen in 
den Bereich bloßer Gesinnungszuschreibungen. Genau hierin liegt die Gefahr eines Straf-
rechts, das nicht mehr klar zwischen nachweisbarem Unrecht und politisch missbilligtem Ver-
halten unterscheidet. 
 
4. Erhebliche Zensur- und Überwachungsgefahren 

 
Der zivilrechtliche Teil des Referentenentwurfs soll Betroffenen ermöglichen, anonyme Täter 
schneller zu identifizieren und rechtsverletzende Inhalte zügiger aus dem Netz entfernen zu 
lassen. Kernstück des Entwurfs ist ein gerichtliches Auskunftsverfahren vor dem Landgericht; 
daneben sind Maßnahmen zur Beweissicherung, Auskunftsansprüche gegenüber Plattform-
betreibern sowie Accountsperren vorgesehen.9 
 
Dabei ist zu kritisieren, dass der Entwurf den zivilrechtlichen Auskunftsanspruch faktisch mit 
einer geplanten dreimonatigen Speicherung von IP-Adressen verknüpft. Damit wird eine an-
lasslose Speicherung von Verkehrsdaten durch die Hintertür eingeführt. Auch in der 

 
6 Vgl. MüKoStGB/Sinn, 5. Aufl. 2025, StGB § 240 Rn. 29 ff. 
7 https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/gesetz-digitale-gewalt-hubig-gesetz-deepfakes-kritik-dav, zuletzt abge-
rufen am 23.04.2026 um 11:10 Uhr.  
8 Ebd.  
9 Vgl. https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/gesetzentwurf-hubig-digitale-gewalt-account-sperren-ip-vorratsda-
tenspeicherung, zuletzt abgerufen am 21.04.2026 um 08:55 Uhr. 

https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/gesetz-digitale-gewalt-hubig-gesetz-deepfakes-kritik-dav
https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/gesetzentwurf-hubig-digitale-gewalt-account-sperren-ip-vorratsdatenspeicherung
https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/gesetzentwurf-hubig-digitale-gewalt-account-sperren-ip-vorratsdatenspeicherung
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öffentlichen und juristischen Debatte wird beanstandet, dass das Anliegen des Opferschutzes 
zur Rechtfertigung weitreichender Überwachungsinstrumente genutzt werde.10 Die geplante 
Speicherung von IP-Adressen für drei Monate ist rechtspolitisch hoch umstritten. Kritiker be-
fürchten einen unverhältnismäßigen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung sowie eine schleichende Aushöhlung anonymer Kommunikation im Internet.11 
 
Damit droht eine gefährliche Vermischung legitimer Opferschutzinteressen mit unklar kontu-
rierten Eingriffsbefugnissen. Unter dem Vorwand des Opferschutzes entstehen neue Aus-
kunfts- und Sperrmechanismen, die sich in der Praxis als Instrumente zur Einschränkung ano-
nymer Meinungsäußerung und zur Ausweitung digitaler Überwachung erweisen können. Wer 
gesellschaftlich erwünschte Ziele mit unbestimmten und weitreichenden Eingriffsbefugnissen 
verbindet, öffnet Zensur und Missbrauch Tür und Tor. 
 
5. Der Begriff der „digitalen Vergewaltigung“ relativiert echte Vergewaltigung 

 
Im Umfeld des Fernandes-Ulmen-Falls und der daran anknüpfenden öffentlichen Debatte wer-
den zunehmend Formulierungen wie „virtuelle Vergewaltigung“12 verwendet. Der Referenten-
entwurf selbst arbeitet zwar mit dem Oberbegriff digitale Gewalt, steht jedoch in einer Debat-
tenlage, in der schwerste Sexualdelikte begrifflich in den digitalen Raum übertragen und damit 
sprachlich entgrenzt werden.13 
 
Das ist in höchstem Maße problematisch. Der Straftatbestand der Vergewaltigung gemäß 
§ 177 StGB steht für schwerste Eingriffe in die sexuelle Selbstbestimmung und für reale, oft-
mals mit massiver körperlicher und psychischer Gewalt verbundene Taten. Wer diesen Begriff 
politisch auf digitale Ehrverletzungen, Deepfakes oder erzwungene Chats überträgt, verwischt 
die Grenze zwischen realer körperlicher Gewalt und anderen Formen strafwürdigen oder mo-
ralisch verwerflichen Verhaltens. 
 
Gerade vor dem Hintergrund der tatsächlichen Entwicklung sexueller Gewaltkriminalität in 
Deutschland verbietet sich eine solche sprachliche Relativierung.  
 
Nach der Polizeilichen Kriminalstatistik 2025 wurden bundesweit 14.454 Fälle von Vergewal-
tigung, sexueller Nötigung und sexuellem Übergriff im besonders schweren Fall einschließlich 
mit Todesfolge registriert. Dies entspricht einem Anstieg von 8,5 Prozent gegenüber dem Vor-
jahr. Besonders besorgniserregend ist die langfristige Entwicklung: Seit 2018 ist die Zahl der 
registrierten Vergewaltigungen bundesweit um knapp 72 Prozent gestiegen.14  
Hervorzuheben ist zudem die Täterstruktur. Nach Angaben der Bundesregierung liegt der An-
teil nichtdeutscher Tatverdächtiger bei 38,5 Prozent und ist damit deutlich überproportional.15 
Ein ebenso alarmierender Trend zeigt sich in Nordrhein-Westfalen. Dort wurden im Jahr 2025 
insgesamt 3.784 Menschen Opfer von Vergewaltigungen; die Zahl der registrierten 

 
10 Vgl. ebd. 
11 Vgl. https://www.zdfheute.de/politik/bundesregierung-ip-vorratsdatenspeicherung-100.html, zuletzt abgerufen 
am 23.045.2026 um 11:20 Uhr.  
12 https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/medien-und-film/medienpolitik/collien-fernandes-was-ist-eine-virtuelle-ver-
gewaltigung-ueberhaupt-200654810.html, zuletzt abgerufen am 23.04.2026 um 11:55 Uhr.  
13 Vgl. https://www.welt.de/politik/deutschland/article69c4136e6056ad01fe9288db/gewalt-an-frauen-kein-taeter-
soll-sich-sicher-fuehlen-hubig-stellt-gesetz-gegen-digitale-sexualisierte-gewalt-vor.html, zuletzt abgerufen am 
21.04.2026 um 09:00 Uhr. 
14 Vgl. https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatis-
tik/PKS2025/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2025/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2025_node.html, zuletzt abgerufen 
am 23.04.2026 um 11:40 Uhr.  
15 Vgl. https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2026/04/pks2025-pm.html, zuletzt abgerufen 
am 23.04.2026 um 11:45 Uhr. 

https://www.zdfheute.de/politik/bundesregierung-ip-vorratsdatenspeicherung-100.html
https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/medien-und-film/medienpolitik/collien-fernandes-was-ist-eine-virtuelle-vergewaltigung-ueberhaupt-200654810.html
https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/medien-und-film/medienpolitik/collien-fernandes-was-ist-eine-virtuelle-vergewaltigung-ueberhaupt-200654810.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/article69c4136e6056ad01fe9288db/gewalt-an-frauen-kein-taeter-soll-sich-sicher-fuehlen-hubig-stellt-gesetz-gegen-digitale-sexualisierte-gewalt-vor.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/article69c4136e6056ad01fe9288db/gewalt-an-frauen-kein-taeter-soll-sich-sicher-fuehlen-hubig-stellt-gesetz-gegen-digitale-sexualisierte-gewalt-vor.html
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2025/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2025/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2025_node.html
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2025/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2025/Polizeiliche_Kriminalstatistik_2025_node.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2026/04/pks2025-pm.html
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Vergewaltigungen stieg gegenüber dem Vorjahr um 8,5 Prozent. Mehr als ein Drittel der Tat-
verdächtigen, nämlich 36,7 Prozent, besaß keine deutsche Staatsangehörigkeit.16 
 
6. Fazit: Den wahren Opfern muss ein Gesicht gegeben werden 

 
Opfer realer Gewalt benötigen wirksamen Schutz. Eine Vermischung digitaler Kommunikati-
onsdelikte mit schwersten Gewaltstraftaten führt zu einer Relativierung tatsächlicher Gewalt 
und verwischt die Unterschiede zwischen körperlicher Gewalt, sexueller Nötigung, Vergewal-
tigung, Bedrohung und digitalen Ehrverletzungen. Der Staat muss sich auf seine Kernaufgabe 
konzentrieren: den Schutz der Bürger vor realer Gewaltkriminalität und die konsequente Ver-
folgung schwerer Gewalt- und Sexualdelikte. 
 
Der Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung des zivilrechtlichen und strafrechtlichen 
Schutzes vor digitaler Gewalt überzeugt weder kriminalpolitisch noch rechtssystematisch. Er 
steht exemplarisch für eine Entwicklung, in der politische Narrative, mediale Erregungslagen 
und ideologisch motivierte Symbolpolitik zunehmend Eingang in das Strafrecht finden. 
 
Statt immer neue Straftatbestände zu schaffen und den Gewaltbegriff begrifflich zu entgren-
zen, bedarf es einer konsequenten Anwendung bestehenden Rechts, einer wirksamen Straf-
verfolgung sowie einer klaren kriminalpolitischen Schwerpunktsetzung auf die Bekämpfung 
realer Gewaltkriminalität. 
 
 
II. Der Landtag stellt fest: 
 
1. Der Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 

sieht eine erhebliche Ausweitung strafrechtlicher und zivilrechtlicher Maßnahmen im Be-
reich digitaler Kommunikation vor.  

2. Bestehende strafrechtliche, zivilrechtliche und spezialgesetzliche Regelungen bieten be-
reits heute hinreichende Möglichkeiten, gegen Deepfakes, digitale Ehrverletzungen, Be-
drohungen, Nachstellungen und Verletzungen des höchstpersönlichen Lebensbereichs 
vorzugehen.  

3. In der juristischen Fachöffentlichkeit bestehen erhebliche Bedenken hinsichtlich der Be-
stimmtheit einzelner Tatbestände, der Reichweite der Strafbarkeit sowie der Gefahr ei-
ner Überkriminalisierung.  

4. Der strafrechtliche Gewaltbegriff darf nicht durch politische oder ideologische Begriffs-
bildungen entgrenzt und verwässert werden.  

5. Die geplanten zivilrechtlichen Auskunfts-, Sperr- und Überwachungsmechanismen ber-
gen erhebliche Risiken für Datenschutz, informationelle Selbstbestimmung und ano-
nyme Meinungsäußerung.  

6. Die Zahl schwerer Gewalt- und Sexualdelikte ist in den vergangenen Jahren deutlich 
gestiegen; insbesondere bei Vergewaltigungen und besonders schweren sexuellen 
Übergriffen ist eine besorgniserregende Entwicklung festzustellen.  

7. Die effektive Bekämpfung realer Gewaltkriminalität und schwerer Sexualdelikte muss im 
Mittelpunkt kriminalpolitischer Maßnahmen stehen. 

  

 
16 Vgl. https://www.im.nrw/system/files/media/document/file/pks-nrw-2025-handout.pdf, zuletzt abgeru-
fen am 27.04.2026 um 18:20 Uhr.  

https://www.im.nrw/system/files/media/document/file/pks-nrw-2025-handout.pdf
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III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf: 
 

1. sich auf Bundesebene gegen eine ideologisch motivierte Ausweitung strafrechtlicher 
Tatbestände und gegen die Schaffung weiterer unbestimmter Spezialnormen einzuset-
zen;  

2. dem Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung des zivilrechtlichen und strafrecht-
lichen Schutzes vor digitaler Gewalt in seiner derzeitigen Fassung auf Bundesebene 
entgegenzutreten;  

3. die personelle, technische und organisatorische Ausstattung von Polizei, Staatsanwalt-
schaften und Gerichten zur effektiven Verfolgung realer Gewaltkriminalität zu verbes-
sern;  

4. sich gegen eine Ausweitung staatlicher Auskunfts-, Sperr- und Überwachungsbefug-
nisse ohne hinreichend bestimmte und verfassungskonforme gesetzliche Grundlage ein-
zusetzen;  

5. sich für die Wahrung der Rechtsklarheit, der Bestimmtheit strafrechtlicher Normen sowie 
des Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung und freie Meinungsäußerung 
einzusetzen. 

 
 
 
Thomas Röckemann 
Dr. Martin Vincentz 
Christian Loose 
 
und Fraktion 
 


